
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Digitale Reprints Dokserver des Zentrums  
für Zeithistorische Forschung Potsdam 
http://zeitgeschichte-digital.de/Doks 

Rüdiger Hachtmann 
 
Die rechtliche Regelung der Arbeitsbeziehungen im Dritten 
Reich 
 
http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.807 
 
 
 
 
Reprint von:  
Rüdiger Hachtmann, Die rechtliche Regelung der Arbeitsbeziehungen im 
Dritten Reich,  
in: Wirtschaftskontrolle und Recht in der nationalsozialistischen Diktatur. Das 
Europa der Diktatur, herausgegeben von Dieter Gosewinkel, Klostermann 
Frankfurt am Main, 2005, ISBN 3-465-03366-3, S. 135-155 

Copyright der digitalen Neuausgabe (c) 2017 Zentrum für Zeithistorische Forschung 
Potsdam e.V. (ZZF) und Autor, alle Rechte vorbehalten. Dieses Werk wurde vom Autor 
für den Download vom Dokumentenserver des ZZF freigegeben und darf nur 
vervielfältigt und erneut veröffentlicht werden, wenn die Einwilligung der o.g. 
Rechteinhaber vorliegt. Bitte kontaktieren Sie: <redaktion@zeitgeschichte-digital.de> 



Zitationshinweis: 

Rüdiger Hachtmann (2005), Die rechtliche Regelung der Arbeitsbeziehungen im Dritten Reich, 
Dokserver des Zentrums für Zeithistorische Forschung Potsdam, 
http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.807 

Ursprünglich erschienen als: Rüdiger Hachtmann, Die rechtliche Regelung der Arbeitsbeziehungen 
im Dritten Reich, in: Wirtschaftskontrolle und Recht in der nationalsozialistischen Diktatur. Das 
Europa der Diktatur, herausgegeben von Dieter Gosewinkel, Klostermann Frankfurt am Main, 2005, 
ISBN 3-465-03366-3, S. 135-155 



Die rechtliche Regelung der Arbeitsbeziehungen 
im Dritten Reich 

Die rechtlichen Regelungen der Arbeitsbeziehungen wä hrend der zwölf Jahre, 
di e das Dritte Reich überda uerte, systematisch auszuleuchten, w ürde den 
Rahmen eines Aufsatzes bei weitem sprengen , a llein weil der rela ti v kurze 
Zeitraum der NS-Herrschaft von einer ungemeinen politischen, wirtschaft-
li chen und gese ll schaftlichen Dynamik war, die imrner auch die rechtl ichen 
Regelungen, in unserem Fa ll : Formen, Inhalte und Wirkungen der Arbeits-
verfassung, erfa ssen musste. Die folgenden Bemerkungen konzentri eren sich 
a uf einige zentra le Aspekte des NS-Arbeitsrechts. Zunächst (l.) werden die 
Prämissen der NS-Arbeitsverfassung kurz vorgestell t: di e Verschiebun g; des 
Arbeitsrechts von einem Recht, das im G rundsatz den Schutz des Arbeit-
nehmer-Individuums ins Zentrum stellte, hin zu einem rassistisch aufgelade-
nen Konglomerat rechtsförmiger Regelungen, das den »schaffenden Volks-
genossen « letztlich zu einem gesichtslosen Glied der sogenannnten Volksge-
meinschaft bzw. einer nach rassist ischen Kriterien hiera rchisierten europä-
ischen Arbeiterschaft machte. Im ll. Teil d ieses Beitrages werden wesentliche 
Elemente des Verhältnisses von Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf der 
überindiv iduel\ en Ebene umrissen. Dieser Aspekt lässt sich in mehrere Unter-
punkte gliedern: Zu klären sind zunächst (a .) di e Funktion des im NS-Ar-
beitsrecht vielfä lti g verwendeten Gemeinscha ftsbegriffs . Anschl iefS end (b. ) 
wird di e a utoritäre Neuformierung der Ta rifp olitik seit 1933, institutiona-
lisiert und persona lisiert durch den »Treuhänder der Arbeit «, thematisiert und 
in diesem Kontext (c.) der Substanzverlust der Arbeitsge richtsbarkeit ange-
sprochen. Danach sind (d. ) di e einzelbetrieblichen O rgane in den Blick zu 
nehmen, denen - oberfl ächlich betrachtet - di e Vertretung der Belegschafts-
interessen oblag (»Vertrauensrat « I »Betri ebsobmann «). In diesem Z usa m-
menhang ist ausführlicher der Tatbestand zu di skutieren, dass di e Ausge-
sta ltung der »Betriebsgemeinschaft « und die i 9 3 3 institutiona li sierte Form 
der Tarifpoli tik nicht definitiv, nicht endgültig war. Die » Vertrauensüite« und 
»Treuhänder der Arbeit« wa ren Provisorien. Die Ausgesta ltung dieser As-
pekte des Arbeitsrechts blieb offen . Vor diesem I-Iintcrgrund sind (III.) di e 
längerfri stigen und kontroversen Visionen einer »endgi.ilrigen « NS-Arbeits-
verfassung zu umreifSen, wie sie einzelnen Herrsch a ftsträgern vorschwebten 
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und sich for die Zeit von 1936 bis r940 in Konruren auskrista llisieren lassen. 
Auf diese Visionen etwas ausführli cher einzugehen, scheint desha lb sinnvoll , 
we il nicht di e kurzfristig konzipierten arbeitsrechtlichen Verordnungen, son-
dern die hinter di esen Visionen durchscheinenden Modelle einer Gestaltung 
der betriebli chen Arbeitsbeziehungen näheren Aufschluss Liber grundsätzli -
chere Fragen, die im Kontext des vorliegenden Bandes besonders in teressieren, 
geben können. Im IV. Abschnitt wird auf das NS-Arbeitsrecht als lnstrnment 
der Lenkung der Arbeitskrüfre nach po li tischen und wirtschaftli chen, vor 
allem kriegswirtschaft li chen Z ielsetzungen eingega ngen. Abschli eßend wird 
die Frage diskutiert, ob mit Blick a uf die rechtlichen Regelungen der Arbeits-
beziehungen von »rationaler Planung« bzw. »Lenkung« oder »system losem 
Zerfa ll « gesprochen werden muf.<, ob eine so sc hroffe Alternativstellung 
überhaupt weiterführt - und ob sich im NS-Arbeitsrecht Elemente der >Mo-
derne< entdecken lassen. 

I. Die Degradierung des Arbeitnehmers zu einem ges ichtslosen Glied des 
rassischen Körpers »Volk« - zu den Prämissen des NS-Arbeitsrechts 

Die Prämissen des NS-Arbeitsrechts wandelten sich im Vergleich zur Zeit vor 
193 3 und ebenso nach 194 5 fundam ental. Thesenh a ft zugespitzt: N icht mehr 
da s fncliv iduum stand im Zentrum des Arbeitsrechts und der Arbeitsrechts-
prax is, sondern »Volk und Staa t «. Ma(sgeblich wa r nicht der einzelne Arbeit-
nehmer, der Schurz se iner körperlichen Unversehrtheit etc., sondern der Ar-
beitnehmer a ls quasi ges ichtsloses Glied des deutschen »Volkes«. »Volk« wie-
derum wurde als biologische Substa nz defini ert, das Arbeitsrecht mithin 
rassistisch aufge laden. Wie sehr das Prinzip der rassistischen Selektion auch 
und gerade für das NS-Arbeitsrecht maßgeblich war, wurde in besonderem 
Maße seit 19 39 sichtba r. Für »Frerndrassige « ga lten jeweils abgestufte Son-
derrechte, bi s hin zur gü nzlichen Schutz losigkeit vo r a llem fü r >Ostarbeiter< 
und Juden . .J e nach po li t ischer Opportun ität konnte da s Schema rass istischer 
Diskriminierung und Stigmatisierung auch durchbrochen bzw. umgestellt 
werden. Deutli ch wird dies besonders am Beispiel der itali enischen Fremd-
arbeiter und der >Militärinternierren<, deren rassistische Herabstufung i94 3 
einer kollektiv-po litischen ßestra fung gleichkam. 

Rass ismus galt aber auch nach innen: Das Mutte rschutzgeserz vom 17. 
Ma i 1942 beispielsweise zielte nicht auf die einzelne Arbeiterin, wollte nicht 
die körperliche Unversehrtheit von Schwa ngeren und Müttern a ls Werr an 
sich wa hren und a usweiten, sondern zielte auf den rassischen Beruf »Mutter «, 
wo ll te die Gebärföhigkeit »erbgesunder« deutscher Frauen im Dienste der 
»a rischen Herrenrasse« sichern . Das Ziel »rass ischer Aufartung«, so die [n -
tention hinter dem Mutterschutzgesetz, soll te auch in einer Phase verstärkter 
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Bea nspruchung weib li cher (demscher) Arbeitskraft ni cht gefährdet werden. 
Dieses Beispiel li eße sich urn za hlreiche weitere vermehren. Es führt deshalb in 
di e Irre, vermeintlich fortschrittli che sozia l- und arbeitsrechtli che Verordnun -
gen und Gesetze des NS-Regimes iso li ert zu betrachten. Die rassisti schen Pr~i

m issen des NS-Ar beitsrechtes müssen stets rn itbedacht werden. 

II . D ie Neuordnung des Verh ~iltni sses vo n Arbeitgebe rn 
und Arbeitnehmern im NS-Arbeitsrecht 

1.. Zur Punl<-tion des Gemeinschaftsbegriffs 

Das Verh ~i l tni s von Arbeitnehmern und Arbeitgebern w urde im arbeitsrecht-
lichen »Grundgesetz « des Dritten Reiches, dem »Gesetz zur O rdnung der 
nationa len Arbeit« (kurz: AOG) vom 2 0. Januar 1934 ' scheinba r eindemig 
fi xiert. Mit <l ern AOG wurde di e »Betriebsgemeinschaft « zu einem rechtlichen 
w ie po li tischen Ke rnbegriff. innerhalb der »Betriebsgemeinscha ft « entschied 
(so legte der Artikel 2 des AOG fest) der »Betri ebsführer «, a lso im Regelfa ll 
der Unternehmer, »der Gefolgschaft gegenüber !w ie d ie Arbeitnehmer fortan 
beze ichnet w urden! in a ll en betrieblichen Ange legenheiten «. Diese w iederum 
hatte »ihm die in der Betriebsgemeinschaft begründete T reue zu halten «. 
Deutli cher li eß sich ka um formu lieren, dass der Unternehmer w ieder >Herr im 
Hause< se in so llte -wie (schlagwo rta rtig verkürzt) vor i 916 bzw. 19 r4 . All er-
dings bli eb die »Betri ebsgemeinschaft« und dam it der Unternehmer a ls »Be-
tri ebsführer « immer der »Vo lksgemeinscha ft «, d. h. den vom NS-Regime vo r-
gegebenen po li ti schen Zwecken, untergeo rdnet. Di e »Volksgemeinschaft« galt 
a ls »Ganzgemeinscha ft «, di e »Betri ebsgemeinschaft« a ls »Teil gemeinscha ft «. 2 

Der Gemeinscha ftsbegriff, wie er seit r933 benutzt w urde, hatte - in der 
Perspek ti ve der Nationa lsoz ia li sten - den Vorrei l, dass er nicht präzise defi-
niert wa r. Er konnte gedehnt oder verengt we rden. >Gemeinschaft< implizierte 
überd ies Ausgrenzung, eine jederzeit mögli che Stigm at isierung a ls »nicht 
gemeinschafrsfö hig « und »gemeinschaftsfremd «. Bis 193 9 tra f di es in erster 
Linie pol it ische Gegner, notorisch »M inderl eistungsfä hige « und jüdische Ar-
beitnehmer. Die Rechtsforrn eln , di e um den Gemeinscha ftsbegriff konstruiert 
wa ren, w urden zu Genera lkla use ln , di e sich elast isch und situ ations- oder per-
sonenbezogen a uslegen li eßen. Ihre Ausdeutung bestimmte innerhalb des 
polykrarischen NS-Systems der jewe il s domin ierende l--I errschaftst räger. Be-

RGBI. 1, 4 5 ff. 
2. Entsprechend Libre derU11ternehrncr - oder höhere M<rnager - ab >lk rriebsfü h-

rer< ein öffentliches Amt aus. Als Eigner der Fabri k etc. blieb er dagegen (im 
Prin zip) pri vat rechtliches Subjekt. 
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reits d ie extensive Here inna hme des Gemeinschaftsbegri ffs in das >neue< na-
tionalsozia listische Arbeitsrecht und, da mit verbunden, die Konstru ktion ar-
beitsrechtlicher Regelungen als Genera lklause ln relativiert die These von de r 
»umfa ssenden Kodifikation « (Gosewin ke l)3 jedenfa ll s des Arbeitsrechts . 

Der Gemeinscha ftsbegri ff suggerierte Ega li tä t (a uf rass istischer Grundlage) . 
T~itsächli ch wurden sozia le Unterschiede und Gegcnsii tze mi t der ex tensiven 
Ve rwendung des Gcmeinscha ftsbegri ffs jedoch keineswegs negiert, , Volks-< 
und ebenso >Betri ebsgemeinscha ft< vielmehr als hierarchische Gemeinschaften 
begri ffen . Die bestehenden innerbetr ieblichen Macht- und Entscheidungs-
strukturen wurden nicht etwa ignoriert, sondern soll ten mit dem AOG ein-
deutig und einsei tig zu Ungunsten der Arbeirnehmer verschoben werden . Die 
sozialen Gegensiitze im Betrieb sollten zudem, so das erklärte Z iel, ihres anta-
gonistischen Charakte rs entk leidet werden und ke ine politische Dimension 
mehr annehmen dürfe n. 

Bereits wii hrend der Weimarer Republi k wa ren »Gemeinschaft « und davon 
abgeleitete Termini wie »Volksgemeinschaft« oder »Werksgemeinschaft « zu 
zentralen Ideologemen aufgestiegen. NS-Ideo logen und NS-Arbeitsrechtler 
tr ieben die Gemeinschaftsideo logie >ledigli ch< auf die Spitze. Schon in den 
zwanziger Ja hren, tendenziell bereits vorher, wurde der Gerneinschaftsbegriff 
zu r positiven Folie, die eiern durch die politischen und sozialökonom ischen 
Krisen der Wei marer Repub li k diskredi tierte Gesellschaftsbegriff, als angeb-
li ch künstl ich-zweckhafte, »undeursche« und »volksfremde« Konstruktion, 
gegenü bergestellt wurde. Auf nationaler Ebene wurde dem Gemeinschaftsbe-
gri ff zudem ein wenig präzise r, mi t ku lturellen und nicht selten schon latent 
rassisti schen Ressentiments aufgeladener Volks begriff an die Seite gestellt, den 
man von der libera ldemokratischen Ka tegorie des »Staatsbürgervolks « syste-
matisch a bzu koppeln suchte. 4 Be ide Begriffe wurden bereits in den zwa nziger 

3 Dieter Gosew inkel, Wir tschafrskonrro lle und Recht unter narionalsozial isrischer 
J lerrschafr. Forsch ung und Forschungsperspektiven (in d ie~em Band), S. XIV f. 
zu m vo rliegenden Band. 

4 Der >neue< Volksbegr iff wurde mir einer rechtl ich nicht präzise fass baren 
»Volksna tu r« verknü pft. Der auf li bera ldemok rar ischen Trad itionen fu ßende, 
>alte< Volks- Begriff lag als Kern zent ra len repu bli ka nischen Kategorien wie 
» Volkosouveriiniriit «, » Vo l k ~w ill c « oder » Volksstaat« zugrunde. Er geri et des-
halb - wegen seiner de1nokratischen Konn ota tionen - pa ra ll el zur wirtscha ft-
lichen und politisc hen Krise der Weimarer Republi k in negativen Gernch. 
(Spiitesten ~) Nach 1933 verschwand er zugunsten des >neuen<, mi t »Vo lks-
natur « assoziierten und re lativ be liebig insrrumenralisierba ren Volksbegriffs. 
Z ur Zweiteil ung des Vo lk -begriffcs vgl. ausführl ich O li ver Lepsius, Die gegen-
satza ufh ebenclc Begriffsbildung. Merhodenenrwicklungen in der Weimarer Re-
publi k und ih r Verh ältn is zur Ideologisieru ng der Rechtsw is -enschafr 1111 

Nar iona lsozialismus, München 1994, insbesondere S. q - i 8, 29-3 7. 
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Jahren zur »Volksgemeinschaft « zusa mmengezogen. Sie li eßen sich von den 
Nationa lsozia listen leicht für ih re politi schen Zwecke instrumenta lisieren . Auf 
der Ebene des einzelnen Unternehmens verschmolz der Gemeinscha ftsbegriff 
gleichfa lls weit vor r933 mit einem für za hlreiche Konnotationen und Inter-
pretationen offenen Wer/~s begriff zur »Werksgemeinschaft«. 5 D ies kann hier 
nicht im einzelnen ausgeführt werden. W ichtig ist, dass erstens der Gemein -
scha ftsbegriff eine Reaktion auf di e angeblich von Klassendenken und Klas-
senkä mpfen durchzogene Weima rer Gesellschaft war. D ie Sehnsucht nach 
>Gemeinscha ft<, nach sozia ler Harmonie a ls positi vem Kontrastprogramm zu 
einer kri sengeschüttelten Gesellschaft, erklä rt d ie breite Akzeptanz der Ge-
meinschaftsterminologie und -ideologie jeden fa lls außerhalb der eigentlichen 
Arbeiterschaft. Zweirens ließen sich Gerneinscha ftsideologie und » Rationa li-
sierung «, ein Begriff, der eben fa ll s für za hl reiche Kon notatio nen offen war, 6 

durcha us miteinander vereinbaren . Auch Gemeinschafrsideologeme und 
»Modem e « schienen sich insofern nicht auszuschließen. 

Reichsgericht und (seit seiner Gründung 1927) Reichsa rbeitsgericht hatten 
den Gemeinscha ftsbegriff auf der juri stischen Ebene eingefü hrt und zu einer 
zentra len Rechtskategorie gemacht, indem sie a rgu mentierten, der Arbeiter se i 
(so fo rmu lierte das Reichsa rbei tsgeri cht 19 28) »organisches Mitglied des Be-
tri ebes«, »nicht mehr bloßes Werkzeug des Unternehmers, sondern ein leben-
diges G lied « der betri ebli chen »Arbeitsgemeinscha ft «. 7 NS-Ideo logen und 
NS-Arbeitsrechtler bra uchten im Gru nde nur aufzunehmen und we iter zuzu-
spitzen, was in der Zeit der Weimarer Repub lik vorbereitet worden war. 8 

Als Überb lick: Gertraude Krei l, Vergemeinschaftencle Personalpo li tik. Norma-
tive Persona llehren, Werksgemeinscha ft, NS-Betri ebsgemeinscha fr , betrieb liche 
Parn1erschaft, Japan, Unrernehmensku ltur, München und Mering r994, S. 8 5-
120. 

6 Vgl. Thomas v. Freyberg, Industrielle Rationalisierung in der Weima rer Re-
publi k, Frankfurr a.M./New York .1. 989, bes. S. 305-320; clers./Till a Siegel, 
in dustriel le Rationa lisierung umer dem Na tionalsozia lismus, Fra nkfurra. M . 
i99 1, S. 77-87. 

7 RAG-Urtei l vo rn 20. Juni 1928, in: Reichsa rbeitsge richt, Arbeitsrechtssa mm-
lung, Bel. 3, S. 1 16 ff., hier: S. 1. 20. Ähnlich bereits das Reichsgericht am 6 . 
Febr. 1923 . Vgl. vor a llem Ott0 Kahn-Freund , Das soziale Idea l des Reichs-
arbeitsgerichts. Eine kr itische Untersuchung zur Rechtsprechung des Reichs-
arbe itsgerichts (193.1.), nach: Ko llek tives Arbeitsrecht. Quellemex te zur Ge-
schichte des Arbeitsrechts in Deutschl and , von Thoma s Blanke, Rainer Erd, 
Ul rich Miickenberge r und Ulrich Srascheit, Reinbek i 974, S. 247-276, bes. 
S. 2.59 ff.; ferner Johan nes Bä hr, Emstehu ng und Folgen des Arbei t gerichrsge-
setzes von r926, in : Arbeiter im 20. Jahrhundert, hg. von Klaus Tenfelde, 
Stuttga rt r991, S. 523; Heinrich August Win kler, Der Schein der Nonnalitiir. 
Arbeiter und Arbeiterbewegung r9 24 bis i930, Bonn/Berlin 1985, S. 509, 7 14. 

8 Hi er kan n nur dara uf hingew iesen werden, dass der Gemeinschafts-Begriff 
auch nach r945 von den herrschenden bundesdeutschen Arbeitsrechts-Schulen 
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Dahrendorf spricht in se iner bekannten Schrift >Gesell scha ft und Demokratie< 
treffend von einer we it zurückreichenden »deutschen Ideo logie «, d ie d ie 
»schöne Gemeinscha ft « mit der »herzlosen Vertragsgesellschaft der Gegen-
wa rt« wertend konfronriere.9 

Di e na tiona lsozialistische Rechtswissenscha ft beschrä nkte sieb jedoch nicht 
da ra uf, den Gemeinschaftsbegriff > b i o (~, extensiv anzuwenden. Z ugleich wehr-
ten na mentlich »jüngere po li tisierte « (Arbeits-)Juristen »Definitionsversuche 
ab, um d ie Rechtso rdn ung >flüss ig< und verfügba r für zu künftige po li tische 
Entscheid ungen zu ha lten «. '° D ie infla t ionäre Verwendung des Gemein -
schaftsbegriffs in der Alltagssprache ließ d ie Konturen der neuen a rbeitsrecht-
li chen Rege lu ngen we iter verschwimmen und erleichterte ihre systemkon-
form e Auslegung d urch Arbeitsgerichte u. ä. Dies und di e a ffektgeladenen 
Konnota tionen, di e im Gemeinscha ftsbegriff mitschwangen, vertieften gerade 
a uch bei Juri sten d ie angesichts des po li t isch-gesell scha frli chen Umbruchs so-
w ieso sta rke Unsicherheit. ' l Die innere Aushö hlung a rbeitsrechtlicher Nor-
men wurde dadurch zusä tzli ch forciert. 

2 . f.in arbeitsrechtliches Provisorium: der Treuhänder der Arbeit 

Auch der » Treuhänder der Arbeit« war keine origin ä re Schöpfung des D ritten 
Reiches . Er knüpfte an di e Institution des staa tlichen Schlichters und di e Pra-
xis der Zwa ngsschli chtung der Weimarer Republi k an. 12 Dessen schon recht 
weitgehende Befu gnisse wurden noch erheblich ausgeweitet. Die w ichtigste 

intensiv >gepflegr• wurde. Als Überb li ck: IUidige r 1-l ac lrnnann, Arbeitsverfas-
sung (D rittes Reich, DDR und Bundes republi k im Vergleich), in : Drei Wege 
deutscher Sozialstaarlichkeit. NS- Di kta tur, Bu ndesrepu bli k und DD R im Ver-
gleich, hg. von 1 L111s-G ünrer l lockerrs, München 1998, S. 27-54, hier: 
S. 3 1 ff. ; a uGerde111: Michael Stolleis, Gcrneinsc ha ft und Vo lksgemeinschaft. 
Zur juristi schen Term inologie im Nationalsozialismu " in: Recht im Unrecht. 
Stud ien zur Rec htsgeschichte des Na tionalsoziali smus, hg. von dems„ Frank -
furt a . M. 1 994, S. 94- 125, hier: S. 95 f. Z u den personellen Konr inuiräten vg l. 
u. a. Roderich Wa hsner, Das Arbeitsrechtska rre!! - die Re rauration des ka pi -
ta listi schen Arbeitsrechtskn rtel ls in Westdeutschl and nach r945, in : Kriti sc he 
Justiz 7 ( 1974), S. 369-385 , bes. S. 373-380. 

9 Ralf Dahrend orf, Gese llsc haft und Demok ratie in Deutschland , Stuttga rt/ 
l larnburg 1965, S. 1. 54 f. 

10 Sro lleis, Gemeinschaft (f\ 11111. 8), S. 97 . 
1 1 Vgl. ebd „ S. 1.00 f. 
1 2 Z um Ausbau der Zwa ng~sc hli c hrung in den letzren .J ahren der Weimarer Re-

pub li k vg l. vor allem johanne · ßähr, Sra arl iche Sc hlichtung in der Weimarer 
Republik, Berlin 1989, bes. S. 296-34 1 .; ferner Ludwig Prelb , Sozialpoliti k in 
der Weima rn Repub lik , Düsseldorf 1978, S. 403 ff„ 4 1 1 ff. Es war kein Z ufn ll , 
dass viele der 1933/34 eingesetzten >Treuhänder der Arbeir< in den Jahren vor 
1933 ab Schlichrc r Erfa hrung gesa mmelt harten. 
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Ko mpetenz des Treu h ~i nde rs der Arbeit wa r die Fix ierung von Tarifordnun-
gen, die an die Stell e der Tarifverträge traten, nachdem jene infolge der Zer-
schlagung der Gewerkscha ften obsolet geworden waren. ' 3 

Fa lsch w~ire es freilich, >wie das Kaninchen a uf die Schlange< a uf die 
a utori täre Institution des · Treuhä nders zu sta rren, ihn seiner hi sto rischen 
Dimension zu berauben, zu einem Idea ltypus einzuschmelzen und angesichts 
seiner forma len Befugnisse überzudimensionieren . Die Treuhänder der Arbeit 
waren de facto keineswegs so stark, wie sie a uf dem Papier zu sein schienen 
(ganz abgesehen davon, dass auch das AOG ein Kompromiss zwischen zen-
tra len H errscha ftsträge rn wa r 14

) . Sie verfügten nicht einma l ansa tzweise über 
einen personellen Apparat, der ihnen die Durchsetzung ihrer forme ll weit-
reichenden Befu gnisse a uch ta tsächlich erl a ubt hätte. ' 5 Das wa r kein Zu fal l. 

13 Ausführlich zu Kompetenzen und Konti nuitäten der Institutio n >Treuhänder 
der Arbeit<: Andreas Kra nig, Lockung und Zwa ng. Z ur Arbeitsverfassung im 
Dritten Reich, Stuttga rt 1983, S. i68 ff. 

q Vgl. ausfüh rlich : Rüdiger Hachtmann, Tarifpa rteien oder Mi lirarisie rung der 
Arbeit, Konrroversen um d ie Grundlinien der natio na lsozialistischen Tarifpo li-
t ik und die »künftige Gesta ltung der NS-A rbeitsverfassung « ( 1936 bis 1944), 
in : Ta rifbeziehungen und Tarifpo litik in Deutschland im historischen Wandel, 
hg. von Karl -Christian Führer, Bo nn 2004, S. r q - t40 . Die NS-Bewegung 
bzw. d ie 1933 a n die M acht ge langte po li ti sche Koa li tion wa r viel zu hetero-
gen, a ls dass das AOG a ls gleichsa m ma terialisiertes Ko nzept >der < a rbeits-
rechtlichen Vorstellungen >des< Natio na lsozia lismus inrerpreti ert werden 
könnte . Maßgeblicl1c J-lerrscha ftstr:ige r mussten präzise re Vorstellungen zum 
Arbeits recht überha upt erst ausbi lden. Auf Seiten der NS-G rößen waren die 
Visionen eines künftigen Arbe itsrechts jedenfa lls r 933 ka um konrnricrr. Hitler 
forderte elasti sche Formulierungen und machte bewusst keiner lei Vo rga ben, 
w ie da s NS-Arbeitsrecht >endgültig< auszuscha uen ha be (Anm. 22). Dagegen 
besa ßen die rechrskonservativen Kräfte, die sich Ende Ja nuar bzw. se it Mai 
19 33 vor a llem im Reichsarbeits- und Reichswirrschafrsm inisteri um etab liert 
ha tten und konzept ionell einfluss reichen Kreisen der rheinischen Schwerindust-
ri e na he standen, recht konkrete Vo rstellungen darüber, w ie das >künftige< 
Arbe its recht aussehen so ll te. Es nimmt deshalb nicht w under, dass da s AOG in 
erster Linie traditio na listi sche Vorste ll ungen industriena her G ruppierungen 
sp iegelte, die auf >klass isch< autoritär-patriarchalc Konzepte setzten . Werner 
M a nsfe ld ( r 893- r9 5 3 ), der dem AOG entscheidend den Stempel a ufdrückte, 
trat erst Ende Apri l r933 in die NSDAP ein, wenige Tage bevor er von Selclte, 
de.m vorma ligen Sta hlhelm -Führer, zum M inisteri a ldirektor im Reichsa rbeits-
minisrer ium ern annt worden wa r. Seine beruflichen Sporen ha tte er sich - von 
r924 bis Mai 193 3 - a ls .Justitiar des Vereins für bergbau liche lnreressen des 
Zechenverbandcs in Essen verdient. Po litisch w urde er durch Freik o rps und 
(seit 1922) durch den >Sta h lhelm< sozia lisiert. 

1 5 Vgl. Matthias Frese, l:k tri ebspoli tik im >Dritten Reich<. Deutsche Arbeits fro nt, 
Unternehmer und Sta atsbürokratie in der westdeutschen G roßindustrie r9 3 3-
1939, Paderbo rn i991, S. 240 ff. ; Rüdiger H achtmann , Krise der na rio na l-
sozia lis tischen Arbeitsverfassung. Plii ne zur Änderung der Tarifgesta ltung 
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In den einfluss reichen arbeitsrechtli chen Kommentaren w urden ih re Kom-
petenzen expli zit a ls vorl äufig gekennzeichnet, s ie selbst a ls ta rifpo li tische 
Letztinsta nz charakterisiert, a ls Schiedsrichter, d ie nur ausna hmsweise a uf-
treten so llten, wenn sich di e betrieblichen Kontra henten nicht ei nigen konn-
ten. Idea l der führenden NS-Arbeitsrechtler wa r di e Regelung a ll er Ta rifange-
legenheiten im einzelnen Betri eb. ' 6 D ieses Idea l trat freilich in dem Ma ße in 
den H intergrund , wie d ie forcierten Kri egsvorbereitungen seit t 93 6 eine zen-
tra list ische Arbeitsma rkt- und Lohnpo litik verla ngten - o hne jedoch gä nzli ch 
zu ve rblassen. Als langfri sti ge Z ielperspekti ve blieb di e Vision einer dezen-
tra len Ta rifpo li t ik auf einzelbetri eblicher Ebene. 

3. Substanzverlust der Arbeitsgerichtsbarkeit 

O bgleich ledig li ch a ls Provisorium konzipiert, beeinflusste die neue Institut ion 
des »Treuh änders der Arbeit « d ie Regelung der Arbeitsbeziehungen grund-
legend. Da d ie Entscheidungen di ese r »Treuhänder «, nicht zu letzt der Erlass 
von Ta ri fo rdnungen, Legisla ti vchara kte r besaßen, ist fü r di e Zeit des >Dritten 
Reiches< im Vergleich zur Weima rer Republi k ein erheblicher Fun ktionsver-
lust der Arbeitsgerichtsbarkeit zu konsta ti eren. Rechtsstreitigkeiten zwischen 
den Ta rifpa rteien entfielen. Durch das AOG wurde di e Rechtsprechung der 
Arbeitsgeri chte weitgehend a uf individuell e Streitfä ll e zwischen Arbe itge bern 

r 936- L940, in : Kritische Justiz 17 (198 4 ), S. 28 1-299, hier: S. 283 ff. (w ieder-
a bgedruckt in : D ie jurist ische Aufarbeitung des Un rechtsstaa tes, hg. von der 
Reda kti on Krit ische Just iz, Baden-Baden 1998 , S. 89-03, hi er : S. 92 ff. ); 
ders ., Industriea rbeit im Dritten Reich. Untersuchungen zu den Lohn- und 
Arbeitsbedingungen r933- t94 5, Göttingen r989, S. 1. L6- r2 r. 

16 Wii hrend der Sitzungen des Reichska bi netts vom r . Dez. L933 und r 2. J an . 
193 4, in denen der Entwurf für das AOG bera ten w urde, refe rierte der 
Reichswirtschaftsminister Schmitt die G rundprinzipien des •Grundgesetzes 
der Arbeit<: Es »sei a ufgeba ut auf dem betrieblid1 en Gedanken «. Eine »uni -
fo rme Behand lung für das ga nze Reid1 « so lle unbedingt ve rmieden werden. 
»Die Grundlage für Lohnregelung und Ges taltung der Arbeitsverträge werde 
der ein ze lne Betrieb se in. Die Vera llgemeinerung solcher Regelungen so lle mög-
lichst verhindert werden « (Bundesa rchi v, R 4 3 11 , N r. 53 1, BI. 94 f. !Sitzung 
vom 1. Dez. 1933 1; R 41, N r.1, BI. 53 f. bzw. R 43 II , N r. 547, ßl. 12 5 f. 
ISitzung vom c2. Jan. r 934 1) . In der a rbeitsrechtlichen Literatur w urde dieser 
»Gru ndgeda nke« eines betrieblich ve rankerten >ko llektiven< Arbeits rechts a ll -
gemein akzeptiert und a uch in den fo lgenden Jahren rege l mä f~ig posrulierr. Vgl. 
(mit Belegen) Wolfga ng Spohn , Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinscha fr. 
Die rechtliche und institurionelle Regelung der Arbeitsbeziehungen im NS-
Staa t, Berli n 1987, S. CI ff.; Hachtrnann, Kri se, ebd. (Anm . 1 5 ), S. 28 5 (bzw. 94); 
ders„ Industr iearbeit im »Drirren Reich «. Untersuchungen zu den Lohn - und 
Arbeitsbedingungen in Deutschland 1933-1945, Göttingen :r989, S. '! ), I r6 . 

r42 Die rechtl iche Regelung der Arbeitsbeziehungen im Dritten Reich 

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.807

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



und Arbeitnehmern beschr~i nkt. Z ugleich verschlechterten die im AOG fi xier-
ten materi ell en Veränderungen des Arbeitsrechtes die Chancen des rechts-
schutzsuchenden Arbeitnehmers, vo r den Arbeitsgerichten auch rn ts~i c hlic h 

Recht zu bekommen. 17 In fo lgedessen ging die Za hl der vor den Arbeitsge-
richten ausgetragenen Streitfälle nach der >Machtergreifung< geradezu drama-
tisch zurück: lrn Vergleich zu 1931 verringerte sich die Zahl der Streitfälle vo r 
Arbeitsgerichten bis i 938 (dem letzten >Fri edensjahr<) um 65,6%, bis 1940 
gar um 80,3 %; in noch geringerem Maße wurden Arbeitsrechts-Streitfä ll e vo r 
höheren Instanzen ausgetragen (Tabell e Seite 14 8IL49 ). 

Dieser quanti tative Bedeutungsschwund der Arbeitsgerichtsbarkeit erkl ärt 
sich nicht a llein aus substantiellen Ve rschlechterungen der Position der Ar-
beitnehmer. Darüber hinaus war der Tatbestand von entscheidender Bedeu-
tung, dass den Arbeitsgerichten Rechtsberatungsstellen der Deutschen Ar-
beitsfront (DAF) vorgeschaltet waren. Die >Rechtsberater< der Arbeitsfront, 
die dem Namen nach an die Rechtsberatungen der vormaligen Gewerk-
schaften (und Arbeitgeberverbände) an knüpften, sollten Streitfälle schlichten, 
bevor diese vor einem Arbeitsgericht ausgetragen wurden. Ma ßgeblich für die 
Tätigkeit der Rechtsberater hatten »nicht der Streit bzw. die Interessenlage des 
Einzelnen, sondern die Gemeinschaftssicherung«, also die im Ideologem der 
»Volksgemeinscha ft« gebündelten Ziele des NS-Regimes zu se in. 18 DAF und 
ebenso Reichswirtschaftsminister und Reichsa rbeitsminister erhofften sich 
davon eine »große erzieheri sche« Wirkung vor a llem auf die Arbeitnehmer. 
Die neue »Rechtsberatung« stelle, so erkl ärren sie unisono, »einen der 
schwersten Schl äge gegen das Klassenkampfprinzip dar«. 19 Die Folgen der 

17 Vgl. (namenrlich wr Stigmatisierung jüdischer, aber auch zur sukzessiven Aus-
grenzung nonkonfo rmer katholischer, sozia ldemok ratischer und kommunisti -
scher Arbeirnehmer durch di e Arbeitsgerichtsbarkeit nach .1. 933 ) Theo M ayer-
Maly, Arbeitsgerichtsbarkeit im Nationalsozialismus. Judi ka tur a ls lnsrrurnenr 
von »Siiuberung« und Diszip linierung, in: AfS 31 ( L99 1.), S. 137-156. Mayer-
Malys wohl ZLJtreffendes Resümee (S. t 5 5 ): »Trotz einiger korrekrer oder 
einiger eulenspi eglerisch-lisriger Entscheidungen hat ni emand , der in der Ar-
beirsgerichtsbarkeit verblieben oder ga r erst in diese eingetreten ist, di e ge-
ringste Chance gehabt, nicht auch wm Handl anger des Regimes ZLJ werden. « 

1 8 Zitat : Werner Hellwig (Reichsleirer des Amtes fü r Rechtsberamngssrellen in 
der DAF), Die Stellung der Rechtsberarun gsstellen der Deutschen Arbeitsfront 
im Arbeitsleben, in : Soziale Praxis (1939), Sp. 770. Vgl. Spohn , Betriebsge-
meinschaft (A nm. 16), S. 258 ff; außerdem Kranig, Locku ng (A nm. 13), 
S. 205 f. ; Hachrrnann, lnd us rriea rbeir (A nm . 16), S. 33 f. 

J 9 Zitate aus: Reichswirtschafrsminisrer (Schmitt) und Reichsa rbeitsminister 
(Seldte) an den Staa tssekretii r der Reichskanzle i (Lammers) vom 8. Dez. 1933 
(betr. Verabschiedung des Enrwufs des AOG durch die Reichsregierung), in: 
Bundesarchi v Berlin , R4 3 11 , Nr. 547, BI. 37 Rs. Die DAF harre kurz zu vor mir 
dem Aufbau ihrer Rcchtsbera rungsstellen begonnen. 
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Inanspruchnahme von Arbeitsgerichten und >Rechtsberatungsstellen< 
der Deutschen Arbeitsfront 

Jahr Srre irfä l le Srreirfä l le Davon: Durch DAF-
vo r Arbeirs- vor Landes- Durch DAF- Rechtsbera rungs-
gcrichten (a) arbeits- Rechtsbera tu ngs- stell en anhfogig 

ge richren stell en anhängig gemachte Arbeits-
gemacht ge ri chtsverfa hrcn 

in v. 1-I. sämtlicher 
Streitfä lle vor 
Arbeitsgerichten 

193 1 441 243 20633 
1932 37 1 592 T7 220 
1933 26 L 53 0 L0774 
c934 200052 7 373 
1 935 18 8 908 7 ro5 76 657 39,1 % 
1936 174 476 7 015 84 354 46,5% 
193 7 167895 6079 84 205 48,5% 
i 938 151577 5 549 75 458 48,0% 
1939 122 795 4 3C5 60 291 47,4% 
r940 82 506 2 885 39 760 46,7%, 
r94 r 27 615 ? 
1942 r8 830 ? 

(a) Oh ne Glircvcrhandlungen . 
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Za hl der Arbei tsrecht- Außerge- Streitfolie Außerge-
Besucher, di e li ehe Streitfä ll e ri chtliche in v. H. richtli che 
den DAF-Rechts- Vergleiche sämtlicher Vergleiche 
bera rungsstell en Rechtsschutz- in v. H . 
Rec htsscb urza n- ananliegen sä mtlicher 
li egen vortrugen Streitfä ll e 
(b) 

2 994 479 66 2 04 2 r9 5 689 22,1% 29,6% 
3 388 823 64 r 4 18 2 TO 279 18,9°/o 32,8% 
3 45 63 13 632368 233 2 r 5 .r 8,3% 36,9% 
3 657046 654 719 249 99 2 17,~/Yo 38,2% 
367 5672 602 4 13 269 919 I 6,4 % 44,8% 
2 90 5 908 48178 8 208 407 16,6% 43,3 % 
2 673 988 409 389 195 419 15,)% 47,7% 
2066 695 339 55I 135940 J 6,4 % 40,0% 

(b) überwiegend Rechtsa uskünfte, die nicht zu arbeirsrechrlichcn Streit fä llen eska li erten. 

Quell e: Zenrra l-Archiv der DAI·; »A ufga ben und Leisrn ngen der Deutschen Arbeits front un d der 
NS-Gemeinschaft >Kraft durch Freude<. Kriegsjahre 1939- 1942 «, S. 38 ff„ in : Bundesarchi v Berlin 
NS 26 / 3 I 9. 
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Verpfli chtung der DAF- » Rechtsberater « gegeni.iber den rechtsschutzsuchen-
den, »schaffenden Volksgenossen « auf ldeo logie und Z iele des NS-Regimes 
lassen sich gleichfa ll s statistisch messen: Die Za hl der Rechtsschutza nliegen, 
di e a ls Streitfäll e i.iberh aupt akzeptiert w urden, sank relati v und absolut 
deutl ich (Tabelle Seite i 4 8/ 149). Und se lbst d iejenigen Arbeitnehmer, deren 
Rechrsschu tza nl iegen a ls Streitfal l anerkannt w urde, hatten angesichts der 
mate ri ell en Ve rschlechteru ng ihrer Rechtsposi ti on immer weniger C hancen, 
vo r Ge ri cht a uch ta tsächli ch Recht zu bekommen. Die emsige, »ja hrelange 
Erziehungsa rbeit de r Deutschen Arbeitsfront« und ihrer Rechtsbera ter war 
insofern von einem durchschlagenden >Erfolg< gekrönt; »der eigentliche a r-
beitsgeri cht liche Prozeß «, resi.imierre der Leiter des DAF-Pressea mtes 1942 
se lbstzufrieden, »büßt immer mehr an Bedeutung ein «. 20 

M ir der we itgehenden Ausscha ltung der Arbeitsgerichte und ihrer we it-
gehenden De-facto-Ersetzung durch di e a uf die NS-Volksgemeinscha ftsideo-
logie verpflichteten DAF-Rechtsbera tungsstell en, hatte das NS-Regime einen 
zentra len Bereich des überkommenen Arbeitsrechts erfo lgreich entsprechend 
den eigenen Prinzi pien deformiert . In anderen Bereichen gingen d ie Schnitte, 
di e das NS-Regime setzte, noch tiefer. 

4. . . . auf die Betriebsgem einschaft eingeschworen: die Vertrauensräte 

Die im Janua r 1934 mit dem >Gesetz zu r O rdnung der nationa len Arbeit< ge-
scha ffenen »Vertrauensräte« kni.ipften nur dem Na men nach a n die Betri ebs-
räte der Weimarer Republi k an (die a ls Institut ion mit dem AOG a uch 
förmli ch beseitigt wurden ). Tatsächli ch hatten d ie Vertrauensräte mit den 
a lten Betriebsräten ka um mehr etwas gemein . Vor a ll em hatten sie sä mtliche 
substa nti ell en Mitbestimmungs rechte ve rlo ren. Das AOG wa r hier unmi ss-
ve rständlich: Die Ve rt ra uensrä te waren keine Interessenvertretungen der 
Arbeitnehmer, sondern hatten (so sa hen die §§ 6 und ro vo r) das »gegen-
seitige Vertrauen innerha lb der Betri ebsgemeinscha ft zu verti efen «, »der Stä r-
kung der Verbundenheit a ll er Betri ebsa ngehörigen [a lso Arbeitnehmer und 
Arbeitge ber] untereinander und mit dem Betri eb und dem Wo hle a ll er G li eder 
der Gemeinscha ft «, der »Gemeinschaft a ll er Volksgenossen unter Z uri.ick-
stellung eigennütziger Interessen « zu dienen und die »Verbesse rung der Ar-
beitsleistung « zu fö rde rn . 

Wa hlen zu den Vertra uensräten w urden ledig li ch r93 4 und 1935 durch-
geführt . Nur während di eses Ze itraumes, bis maxima l r937/38, gelang es 

20 Werner Scheunema nn , Die Rechtsberatu ng der Deurschen Arbeirsfront, in : Der 
Vie rjahresplan 6 ( 1942), S. 3 82. 
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einigen wenigen Vertrauensräten, begrenzt Interessen der Belegscha ft wahrzu -
nehmen; spätestens seit Kriegsbeginn spielten sie keine grö ßere Roll e rnehr. 
Dies wa r auch dara uf zurückzufüh ren, dass sie seit 1937/38 in anscheinend 
zahlreichen Betrieben von der Betri ebsleitung irn Einvernehmen mit eiern 
>Treuhänder der Arbeit < a usgeta uscht w urden, also nicht rnehr gewählt 
wa ren . 2 1 Ihnen fehlte in der Fo lgeze it in fol gedessen jegliche sozia le Veranke-
rung in den Belegscha ften . Dern Fa ll des Ve rtra uensra tes in die Bedeutungs-
los igkeit korrespondierte der Aufs ti eg des Betr iebsobmannes, des höchsten 
Funktionsträge rs der DAF innerhalb des einzelnen Unternehmens. Jener nahrn 
freilich noch weniger a ls der Vertra uensrat Belegschaftsinteressen wahr, son-
dern spielte - neben seiner Rolle a ls Personifikation und Garant der »Betri ebs-
gemeinschaft « - den betrieblichen Sta ttha lter der Arbeitsfront. 

III . Die Visionen eines künftigen NS-A rbeitsrechts 

Die institutionellen Konstell a ti o nen, w ie sie sich bis 1939 ausgebildet hatten, 
waren Provisorien, Übergangsphäno mene, und auf di e Dauer ni cht ha ltbar.22 

Das ga lt für die T reuhänder der Arbeit, mithin auch fü r das na tionalsozia-
li stische Konzept der Tarifpolitik, und ebenso für di e ta rifpolitische Ro lle der 
DAF sowie die Stellung der Vertrauensrä te. Den zentralen Akteuren auf der 
a rbeits- und sozia lpolitischen Bühne wa ren di e angedeuteten Schwachpunkte 
sow ie die g rundsätzliche O ffenheit der a rbeitsrechtl ichen Konstell a ti o nen be-
w usst. Über den einzuschlagenden Weg, die Frage, wie eine na tiona lsozia listi -
sche Arbeitsverfassung inner- und überbetrieblich auf Dauer ausschauen 
so ll te, war man sich dagegen nicht einig. Der Krieg verhinderte, dass di e 
Kontroversen offen a usbrachen. Es lassen sich jedoch für den Zeitra um 1936 
bis r940 zwei sehr unterschiedliche Optio nen auskri stallisieren: 

21 Vgl. entsprechende Ak tenbestände verschiedener Unternehmen, z.B . nur für 
Bra ndenburg: Bra ndenburgisches La ndesha upta rchiv (BLH A) Pr. Br. 75, Kur-
mä rkische Zellwolle AG, Wittenberge, N r. 13; Bastfaser G mbH Fehrbellin , N r. 
i 7 5; L G . Fa rbenwerke Premni tz, N r. 270 u. ö.; Frese, Betri ebspo liti k (Anm. 
t 5), S. 2 I 9 ff. 

22 Se lbst das AOG wa r a uf o ffenbar unmittelba re Anweisun g Hitlers a ls Proviso -
rium konzipiert und bewusst elasti sch formuli ere worden: »In den Vorberei-
tungen zum Gesetz zur O rdnung der na tio nalen Arbeit (ha be) der Re ichs-
ka nzler (Hi tler, R. H .) ve rla ngt, d af~ in diesem Gesetz zunächst keine a llzu fes te 
gesetzli che Fi xierung erfo lge; das Gesetz müsse zunächst möglichst beweglich 
gesta ltet werden , ma n müsse a bwa rten , w ie sich die einze lnen Bestimmungen in 
der Pra x is bewährten, und erst da nn könne eine endg ültige Fi xierung erfol -
gen. « N iederschrift über die Sitzung des Sozia lw irtschaftli chen Ausschusses der 
Reichsgruppe Ind ustrie vom I. Febr. 1934, in : Bundesarchiv, R 12 T, Nr. 269 . 
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Die Deutsche Arbeitsfront woll re die offene M il irarisieru ng der Arbeitsver-
hä ltnisse. Robert Ley und andere legten ih ren Vorste llungen ein positives Idea l 
von Ge rneinscha ft zugrunde, von dem sie glaubten, es wä hrend des Ersten 
Weltkri eges an der Front bzw. während der »Kampfzeit « der NS-Bewegung 
im »Krieg« gegen den innenpo litischen Gegner erlebt zu haben. In einer kom-
mentierenden Anordnung zur Hitler-Verordnung vom 24. O ktober [934 über 
»Wesen und Z iel« der Arbeitsfront, die seinem DAF-Funktionärskorps grund-
legende H a nd lungsmaximen vo rgab, formulierte Ley Anfa ng September 
1936 23 unmi ssverständ lich, wie di e von ihm gewo ll ten, quasi mi li tärisch 
organisierten betrieblichen »Leistungsgemeinschaften « im Grundsarz a usse-
hen sollten: Der Unternehmer a ls „ Betriebsfü hrer « ha tte a ls »Kompanie-
fü hrer « zu agieren, ein quasi militä rischer Befehlsha ber der »Betri ebsgemein-
scha ft « zu sein. Der DAF-Betriebsobmann, der an die Stel le des überflüssigen 
Vertrauensra tes treten so ll te, war der »era tmäßige Feldwebel«, a lso der Unter-
o ffizier der »Betriebsgemeinscha ft «, der di e Umserzu ng der Befehle seines be-
tr ieblichen »Kompanieführers« zu gara ntieren hatte. D ie Arbeitnehmer wur-
den zu ein fac hen »Soldaten der Arbeit«. Z ugleich hatte der Unternehmer als 
betrieb licher Offizier (so Ley in Anlehnung an ein Wort Friedrich W ilhelms l. 
und ein hiera rchisiertes konservativ-pa triarchales Familienmode ll wörtlich) 
»Vater der Kompanie «, der Betriebsobmann »M utter der Kompanie« zu sein . 
D. h. der Unternehmer so llte die Komma ndos erteilen und war seinerse its dem 
Generalsta b oder sonstigen vorgesetzten O ffi zieren, sprich : den höheren und 
höchsten NS- Instanzen, verantwortlich. Als „ Varer« hatte er >se iner < Beleg-
schaft gegen über fü rsorgliche Strenge wa lten zu lassen. Der Betriebsobmann 
besaß (um im Bild Leys zu bleiben) w ie der klass isch »etatmäßige Feldwebel« 
a ls »Mutter der Kompan ie« ein besonders enges Verhältn is zu seinen Arbeit-
nehmer-Sold a ten. Er hatte unbotmäßige >Kinder< streng zu erma hnen, sich 
abe r a uch der Nöte der Belegscha ft anzu nehmen. Für Leys Mode ll sta nd das 
Prinzip str ikter Über- und Untero rdnung, das nach Befehl und absolutem Ge-
ho rsa m fun ktionierende preußische !vlilitärwesen Pate . Fi.ir innerbetrieb liche 
Arbeitnehmerorga ne, selbst für eine kastr ierte Variante des »Vertrauens-
rates«, wa r hier kein Pla tz. 24 

23 Wenn zwisc hen der Hirler-Verordnung vom Okt. r934 und ihrer offensiven 
In te rpretation durch Ley fast zwei Jahre lagen, dann ist dies auf eine tiefe 
innere Kr ise der DAF zurückzufü hren, in die die Arbeitsfront Ende 193 3 geriet 
und die sie erst r936 überwinden kon nte. Seit [936 ging die DAF aggressiv 
daran , ihren von Hirler irn Okt. 1934 angeblich sanktionierten »Tota liüirsa n-
spruch« gegen konkurrierende lnsrirnrionen und Organ isationen zwecks Er-
weiterun g der eigenen Kompetenzen zu wenden. 

24 In forrnar ionsdienst der DA!·~ hier zitiert nach: Bu nde archi v Berlin, R 41, 
Nr. 644, BI. 153- 157 . Die Minisreria lblirokra ti e reagierte hilflos. Mansfeld 
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Dieses Kon zept, das a ußerdem erweiterte Kompetenzen der Arbeitsfront 
vorsah, war höchst umstritten. Auf Krit ik stieß es vor a ll em in den traditio-
nellen Ministerien - namentlich im Reichsa rbeitsministerium und Reichswirt-
schaftsministerium - sowie in der Reichswirtschaftskammer, der Reichs-
gruppe Industrie und unter maßgeb li chen Repräsentanten großer Konzerne. 
Von diese r Seite wurden auch Ansätze eines Gegenkonzeptes entwickelt: 
W~ihrend einer Sitzung führender Industrie LI er Anfang 193 6, die offenbar 
der internen M einungs bildung d iente, wurden die »Herren der Arbeitsfront « 
einschließlich der Vertrauensräte und Betriebsobmänner harsch kritisiert, weil 
sie »in der Luft schweben und keinen Rückha lt in den Betrieben haben «. Es 
müsse eine »Vertretung der Arbe iter gefund en werden «, die wen igstens ein 
Minimum a n Vertrauen der Belegschaft besäße. »Wir müssen a lso dafür sor-
gen, daß Arbeiterführer erzogen werden, und müssen unsere Hilfe dazu 
leisten. « Einige Teilnehmer der Sitzung dachten sogar an di e Schaffung von 
»Arbeitsausschüssen « auf der bezirklichen Ebene, di e »auf Tarifpartner 
hinauskommen «, ernteten damit a llerdings zu diesem Zeitpunkt bei anderen 
noch hefti ge Kritik. 2 s 

Gur vier Jahre später, a ls alle Seiten Pläne für den scheinbar unmittelba r 
bevorstehenden »Endsieg « schmiedeten, ha tte sich di e Kritik hochkarä tiger 
Vertreter der kriegswichtigen Konzerne sowie der Reichswirtschaftska mmer, 

(A nm. 14) suchre die Bedeutung der Hirler-Verordnung vom 24 . Okt. 1934 
mit dem H inweis hernbzuserzen, dass diese nichr einma l »im Reichsgeserzbla rr, 
sondern nur in der T~1 gespresse beka nnrgemachr geworden ist« (Mansfeld a n 
Krohn vom 5. Sept. t936, in: ebd„ BI. 165) . Abgesehen davon, dass er damit 
den Sre llenwerr dieser Verordnung a ls rechtsförmi gen Hirler-Befehl ve rkannte 
(gleichg ülrig in welcher Form, besaßen >Fü hrerworre< seit 1 934 einen höheren 
Stellenwerr a ls >no rmale< Gcserze), ließ sich gegenüber L.ey mir solchen Argu-
menten n ichrs a usrichten. 

25 Prorokoll , a ls Anlage zu einem Brief von Ernsr Poensgen (dem Vors randsvor-
sirzenden der Vereinigren Sta hlwerke) an Frirz Springorum (den Vo rstands-
vo rsirzenden der H oesch AG) vo m i: 6. März 1936, in : Archi v der Augusr-
Thyssen-Hürre, Vereinigte Srahlwerke, Sozialwirrschafrliche Abt. 14-0 1-2/.r. 
(Über die personelle Z usa mmensetzung dieser Konferenz liegen keine Anga ben 
vor.) Vg l. auch Hachrmann , Krise (Anm. 15 ), S. 290 (bzw. 1 oo f.). Die Kritik an 
der DAF wmde bereits zu d iesem Zeitpunkt in indusrrienahen Kreisen offenba r 
weirgehend geteilt: Es sei »woh l doch ein Fehler gewesen, daß man die Leute, 
die wirkl ich Erfahrungen in sozialpo litischen Dingen ha rren, d. h. Gewerk-
scha ftssekretäre, Syndici von Unternehmensverbä nden r„. I grundsätzlich a us-
gescha lret ha t«, erkhirre ein Unrernehrner in einem Schreiben vom 29. Aug. 
r936 an ein füh rendes Mitglied der RG I, Ka rl Rudolf Seelige r. Seeliger anr-
worrere zwei Tage spiirer mir der Bemerkung, dass diese Ansichr von den 
Wirrschafrsorga nisarionen und in »den höchsren Srellen der Regierung « gercilr 
w ürde (Bundesarchiv Berlin , R 12 1, N r. 274). 
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der Reichsgruppe Industri e und anderer Organisationen an der feh lenden 
Verankerung der Arbeitsfront in den Belegscha ften weiter verstärkt: Auf einer 
größeren Konferenz am 20. Juni J940, 26 auf der sich führende Vertreter der 
Wirtscha ftso rga nisationen und ebenso großer Unternehmen der wichtigsten 
Branchen eingefunden hatten, erklärte der Vorsitzende der Reichswirtschafts-
kammer Albert Pietzsch lakonisch, die Vertreter der DAF würden »weder von 
den Betriebsführern , noch von den Gefo lgschaftsmitgliedern ernst genommen 
werden «. Dem müsse ma n künftig Rechnung tragen. Pietzsch wollte tarif-
politische Grem ien installieren, die von der DAF unabhängig seien und den 
» ßezirkswirtscha ftsämtern [recte: Bezirkswinscha ftsräteJ, von denen in der 
Weima rer Verfassung di e Rede ist «, nahe kämen; jene könne »man so um-
gesta lten, wie man sie braucht «. Ziel war, und in dieser Hinsicht bestand 
unter den Teilnehmern der Konferenz offenbar Konsens, eine Entstaatlichung 
der Tarifpolitik. »Es kann nur ein Übergangszustand sein, daß der Arbeits-
vertrag vom Staat bestimmt wird. In Zukunft müssen die Unternehmer dabei 
mitwirken. « Starke Gewerkschaften oder Betriebsräte mit we itgehenden 
Kompetenzen wurden >selbstversüind li ch< nicht ins Auge gefasst. Die (mög-
li chst wirtscha ftsfriedlich gestimmten) Arbeitnehmervertreter sollten vielmehr 
korporati v eingebunden werden. Verworfen wurde vor a ll em die autoritäre 
Regulierung der Tarifpolitik durch Institutionen wie den Treuhänder der 
Arbeit. Stattdessen sollten sich, so der ausdrückliche Wunsch, »Vertreter der 
Gefolgscha ft « und von den zuständigen Wirtschaftsorganisationen bevoll -
mächtigte Vertreter der Unternehmer »zusammensetzen und die sozialen 
Fragen gemeinsam lösen. « Da s Ziel sei, »die sozialen Fragen zu lösen zwar 
unter der Führung des Staates[,] aber durch die Selbstverwaltung der Wirt-
schaft.« Gesprochen wurde auf der Tagung vom Juni 1940 im übrigen nicht 
nur von innerbetrieblichen Verhandlungen, sondern auch von einer »wirk-
lichen Zusa mmenarbeit in bezirklicher Sphäre zwischen Vertretern der Ge-
fol gschaft und der Unternehmer «. Dieses Konzept der industrienahen Kritiker 
der Arbeitsfront, mit dem jene freilich auch auf das Totalitätsstreben der DAF 
reagierten, 27 war zweifelsohne gleichfall s rückwärtsgewandt, nämlich an Ver-

26 N iederschrift [iber die Besprec hung mit H errn Ministeria ldirektor Dr. Kimm ich 
im Sitzungssaa l des Man nesmannhauses am 20. Juni 1940, vom 24 . Juni 
r940, in: Westfä li sches W irtschaftsarchiv Dortmund, F 26/81. Von mi r doku-
mentiert und mit einer Einleitung versehen in: Ja hrbuch Sozia le Bewegungen, 
Bd. 1 , Frank furt a.M./New York 1984, S. t59-r83. (Dort auch Na men und 
Kurzbiogra phien der Teilnehmer.) Vgl. außerdem: H achtrnann , Krise (A nm. 
c5), S. 291-297 (bzw. S. ro2- II0). 

27 Der (zugleich den Z ielen des NS-Regimes ve rpfli chtete) » Verbandsim periali s-
mus « (Tim Mason) wa r ein G rundzug der DAF. Allein in der zitierten An-
o rdnung Leys vom Sept. 1936 (Anm. q) , in der jener die Hirlervernrdnung 
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hä lrnissen o ri entiert, w ie sie bis [916 bzw. r918 geherrsch t hatten. Abe r im-
merhin wurde, in freilich engen Grenzen, quas i Tarifautonomie gefordert. 

IV. Das Arbeitsrecht a ls Instrument der Arbeitskräftelenkung 

Arbeitsrecht schließt nicht zuletzt Regelungen über di e Freizügigkeit des Ar-
beitnehmers ein. Eingangs ist darauf hingewiesen worden, dass das NS-
Arbeitsrecht a uf den Arbeitnehmer nicht a ls Individuum, sondern als Manöv-
ri ermasse a bstellte, nämlich dem Zweck diente, ihn nach politischen und 
wirtschaftlichen, vor a llem kriegswirtschaftlichen Zielsetzungen hin- und her-
zuschieben. Seit I934, vor a llem dann seit I936 w urde die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer durch Verordnungen zu nehmend eingeengt. 28 Das restriktive 
Arbeitsrecht des NS w urde zu dem entscheidenden Instrument der Arbe its-
kräftelenkung. In seinen Formen lässt es sich höchstens mit den arbeitsrecht-
lichen Rege lungen des Ersten Weltkrieges vergleichen. 

Zwar fo lgten die seit 1934/36 erl assenen Verordnungen keinem konsisten-
ten Konzept. Sie wurden vielmehr ad hoc, vor dem Hintergrund jeweil s akuter 
Arbeitskräfteknappheiten eingeführt. Aber das zentra le Ziel, Arbeitskräfte in 
di e für die Aufrüstung und die Kri egswirtschaft releva nten Sektoren zu len-
ken, wurde durch die Verordnungen al les in a llem ziem lich erfo lgreich um-
gesetzt. Neben der Absicht, di e Wanderungen der Arbe itskräfte zu steuern, 
waren die arbeitsmarktpolitischen Restriktionen bis Juni r938 außerdem das 
w ichtigste Instrument staatlicher Lohnpolitik. Denn nach der Zerschlagung 
der Gewerkschaften und Betriebsräte, infolge der unnachsichtigen Verfolgung 
aller kollektiven Formen, Arbeitnehmerinteressen zu artikulieren und durch-
zusetzen, blieb der indiv iduelle Arbeitspla tzwechsel die einzige Möglichkeit, 
Einkommensverbesserungen zu erreichen. 29 

vom 24. Oktober J934 »über Wesen und Z iel der Deutschen Arbeitsfronr « (zu 
Recht) a ls eine An Ermächrigungsgeserz für die DAF deuterc, kamen d ie Be-
griffe »Totalirätsa nspruch « und »Tora lirä tsgedanke « (bezogen a uf breite Felder 
der Arbeits- und Sozia lpo lirik ) achr Mal vor. Zu den za hlreichen Versuchen der 
DAF, auf innerberriebliche Belange Einflu g zu nehmen und die im AOG fi x ierte 
weitreichende innerberriebliche Auronomie des Unternehmers einzuschränken, 
vgl. a ls Überb lick: Rüdiger H achrmann, Die Deutsche Arbeitsfronr im Zweiten 
Weltkri eg, in: Deutsche Kriegswirrschaft. Studien zur deutschen Wirrschaftsge-
schichte 1939-1945, hg. von Dierrich Eichholtz, Berl in r999, S. 69-rn7, bes. 
s. 72 ff. 

28 Vgl. a ls Überblick : Kranig, Lock ung (A nm. 13), S. 64 ff„ 73-82, r29-132 . 
29 Vgl. Ti lla Siegel, Lohnpuliri k im na rionalsozialisrischen Deurschl and, in: Angsr, 

Belohnung, Z uchr und Ordnung, Herrscha ftsmechanismen im Nariona lsozia-
lismus, hrsg. von Ca rola Sachse u. a„ Opladen 1982, S. 54-1 39, hier : S. 109 ff. ; 
Klaus Wisorzky, Der Ruhrbergbau im Drirren Reich. Studien zur Sozia lpo litik 
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Obwohl das NS-Regime ke in langfristig angelegtes arbe itsmarktpoli tisches 
Konzept ve rfolgte, kennzeichnet der Terminus »Arbeitseinsa tz«, der im Drit-
ten Reich an d ie Ste ll e des Begriffes »Arbeitsmarkt« trat, das Selbstverständnis 
des NS-Regimes. Er beschreibt zugleich die Funktion des NS-Arbeitsrechtes: 
In Anlehnu ng an m ili tärisches Vokabu la r bringt das Schlagwort »Arbeitsein-
satz « zum Ausd ruck, dass der Zweck a ll er a rbeitsma rktpoliti schen Maßna h-
men darin bestand, di e Arbeitnehmer vo ll ständig für die w irtschaftlichen und 
po lit ischen Ziele des Regimes verfügbar zu machen. Fraglich ist fre ilich, ob die 
Arbeitse insa tz-Politik des Regimes und die rech tli chen Rahmenbed ingungen, 
in di e jene eingebettet waren, a ls origin är nationalsozia listisch bewertet wer-
den können. Nach meinem Eindruck waren sie vielmehr zentra ler Bestandteil 
eines ga nzen Bündels vorgezogener (a ll erd ings von Anbeginn rassisti sch auf-
ge ladener) klassisch-kriegswirtschaft li cher Maßnahmen - wie überhaupt die 
NS-Poli tik im Bereich von W irtschaft und Arbeit/Arbeitsmarkt wesentlich a us 
Kriegsvorbereitung und Aufarbeitung der Erfa hrungen des Ersten Weltkrieges 
zu erklären ist. Ein kons istentes, festumrissenes Konzept von Arbeitsrecht, das 
sich a ls spez ifisch >nationalsoz ia listisch< klass ifizieren lässt, hat es nicht ge-
geben. 

V. Die Abdank ung des klassischen Arbeitsrechts 

In sein er Grundsu bstanz war das NS-System nicht nur extrem rass istisch und 
du rch einen enthemmten Sraatsterrorismus geprägt, sondern unabhängig von 
den jeweiligen Konste ll ationen von Anbeginn auf Kri eg angelegt. Einen >End-
sieg< hätte es nie gegeben. Ein über lange Zeiten fr iedli cher Nationa lsozialis-
mus ist undenkbar. Das NS-Arbeitsrecht war in fo lgedessen nicht auf Da uer 
ange legt. Es war a ls kriegsbezogenes Arbe itsrecht pragmatisch form uliert und 
knüpfte an ä ltere Traditionen an. Eine Vision eines künftigen Arbeitsrechtes, 
di e noch a m ehesten a ls origin är nationa lsozia listisch bezeichnet werden 
kann , entwickelte di e DAF. Sie blieb freilich höchst umstritten. Zudem ver-
fo lgten di e riva li sierenden Herrschaftst räger des NS unterschied li che Kon-
zepte. In mancherl ei H insicht paralysierten sie sich gegense itig. 

Man könnte bereits vor di esem H intergrund von einem »systemlosen 
Zerfa ll « sprechen. Gestützt w ird das Argument eines »systemlosen Zerfa lls«, 
wenn man s ich di e Formen der Arbeitsrecht-Setzung und die Institutionen 
anschaut, die arbeitsrechtli che Normen erli eßen. Förm liche Gesetze waren die 
Ausna hme. Im Zweiten Weltkrieg war das erwähn te Mutterschutzgesetz vom 

im Ru hrbergba u und zum sozialen Verhalten der Bergleute 1933 bis i9 39, 
Düsse ldorf t983, S. 262 ff.; Hachtman n, Industriearbeit (A nm. 16), bes. 
s. 1. 1 3 ff., 122 ff., 196-206, 304 ff. 
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Ivla i .r942, das selbstverständlich nur für deutsche Fra uen ga lt, das einzige 
fö rmliche ar beits- und sozialrechtliche »Gesetz «. Alle anderen a rbeitsrecht-
l ichen Nonnsetzungen firmierten al s »Vero rdnungen «, »Erl asse «, »Anord-
nungen « oder »Durchfi.ihrungsbestimmungen «.·10 Wichtiger noch - a ls Argu-
ment fi.ir »systemlosen Zerfa ll « - sind Institutionen vielfa lt und Kompetenz-
konkurrenz auch und gerade im Bereich des Arbeitsrechts : 

Das Reichsarbeitsmini sterium, das an fa ngs die wichtigsten arbeits-
mar ktpo litischen Verordnungen erli eß, w urde erst durch den »Bea uftragten 
für den Vierja hresplan «, später kurzze itig durch den »Ministerrat fi.ir d ie 
Reichsverteidigung« sowie schli eß li ch durch den »Genera lbevollmächtigten 
für den Arbeitse insa tz«, den thür ingischen NSDAP-Gau leiter Fritz Sauckel, 
beiseite gedrängt. Der »Genera lbevollmächtigte fü r den Arbeitseinsa tz «, for-
mell weiterhin dem »Bea uftra gten für den Vierjahrespla n « untergeordnet, 
wiederu m ga b seinerseits Kompetenzen an andere Institutionen weiter - etwa 
an d ie DAF, deren Ämter sich teil weise unmittelbar arbeitsrecht liche Befu g-
ni sse anmaßten. 

Aber nicht nur angesichts von lnst iturionenvielfal t und Kompetenzkon-
kurrenz sowie der Formwa nd lung a rbeitsrechtlicher Normen muss spä testens 
seit i939/40 von einer Abd ankung des klassischen Arbeitsrechts gesprochen 
werden, sondern mehr noch aus einem anderen G rund: Obwohl der Gemein-
schaftsbegriff bereits seit 1933 di e Ausgrenzung nach innen, gegenüber soge-
nannten Gemeinscha ftsunfä higen und Gemeinscha ftsfremden , und ebenso 
>nach außen<, d. h. zunächst vor a ll em gegenüber jüdischen Arbeitnehmern 
erlaubte, wa r das Arbeitsrecht bis .r939 noch relat iv einheitlich und tenden-
ziell a llgemeingültig. D ies änderte sich seit 1939/40 grundlegend: 
- Die Einheitlichkeit des Arbeitsrechtes wurde a ufgegeben. Es zerfiel in za hl -

lose Sonderrechte, di e rassistische H iera rchi sierung und Diskriminierungen 
der na tiona len Arbeitnehmergruppen legitimierten und fes tschri eben. Al-
lein .r941 wurden beispielsweise r 5 verschiedene Anordnungen herausge-
geben, die den Lohntransfer der verschiedenen a usländischen Arbeiter-
gruppen in die jeweiligen Heimatl änder rege lten .3' 

- überdies war das Arbeitsrecht nur mehr begrenzt ein Arbeitnehmerschutz-
recht - und a uch das led ig lich für de utsche und »rassisch ve rwandte « Ar-
beitnehmer. Das Arbeitsrecht mutierte zu einem D isziplinarrecht; es wurde 
immer mehr mit stra frechtlichen Elementen durchsetzt. Für Polen, Ost-
a rbeiter und jüdische Arbe i tskr~i fte besa ßen die - für jene gesondert formu -
lierten - diskr imin ierenden Regelungen, die man eigentlich ledig lich forma l 

30 Vgl. Kra nig, Lock ung (A nm. 1 3), S. J 26. 
31 Vgl. ebd ., S. 148. 
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unter dem Begriff »Arbeits recht« fassen kan n, von Anbeginn einen ä ußerst 
restriktiven Cha rakter. 

- Abgesehen davon konnten d iese (um es paradox zu formu lieren) Restbe-
stä nde an Arbe itsrecht und die zahll osen neuen, arbe itsrechts-ä hnli chen 
Verfügu ngen ga r nicht mehr a ls Arbeitsrecht fungieren. Den n niemand 
in nerha lb der vielfä ltigen Zweige der NS-Arbeits-«Verwa ltung< konnte 
einen Überblick über die von den unterschiedlichsten Institutionen erl asse-
nen, zudem meist nur intern veröffentli chten Verordnu ngen und Erlasse 
bes itzen. Die verbli ebenen, weiterh in gültigen und ebenso die neuen, häufig 
unkoord iniert herausgegebenen, sich manchma l widersprechenden Einze l-
rege lungen ermöglichten und kasc hierten zugleich das für das NS-Regime 
generelle Prinzip der W ill kü r, vor a llem ein wi ll kür li ches Handeln gegen-
über a usländischen Arbeitskräften. Um mit Ernst Fraenkel zu sprechen : 
Spätestens in der zweiten Kri egshä lfte hatte sich im Bereich des Arbeits-
rechtes der Maßnahmenstaat gegenüber dem Normenstaat (der als zuneh-
mend brüchige re Fassade erha lten blieb) durchgesetzt. 

Insofern scheint a lles für das Argument »system loser «, mit Blick auf seine 
Folgewirkungen barba rischer »Zerfa ll « zu sprechen. Dennoch ist Vorsicht 
geboten. Einma l abgesehen davon, dass dieser »Zerfall « durcha us »System « 
hatte, ist die Alterna t ive : »ra tion ale Planung« oder »Lenkung « versus »sys-
temloser Zerfa ll « zu grobschläc htig, zu ho lzschnittartig. Denn (so trivial das 
ist) die po litisc h-ideo logischen Z ielsetzungen der Nationa lsozialisten - a lso : 
Kriege zu führen, schließlich die Weltherrschaft unter rassisti schen Vorzeichen 
zu erri chten - setzten eine moderne Industrie sowie di e Lenkung einer mo-
dernen, hochgradig a rbeitste iligen Gesell scha ft vora us. Sie forderten insofern 
immer a uch »Rationa li tät « und »Pla nung «. Auch das NS-Arbe itsrecht ent-
hielt deshalb, jedenfalls bis i939, zwa ngsläufig einzelne Elemente von »Mo-
dernität «.32 

Allerdings bin ich skeptisch, ob der unbestimmte Begriff der >Moderne< 
oder gar der >Nlodernisierung< hier trägt. N icht nur wegen der rassistischen 

32 Deshalb auch die Neigung mancher Historiker, bestimmten, zuvor sä uberlich 
au · dem Kontext herausgeschnittenen Aspekten des NS-Systems •Modernität< 
zu attestieren. Diese Neigung ist um so größer, als die Begriffe »Modeme« und 
»Modernisierung« bekann tlich fli r zah lreiche Konnornrionen offen und 
Grnndlage für teilweise recht unterschiedliche Konzepte sind, Ich schließe mich 
hier im wesentlichen Kri tik und Defini tionen von: Norbert Frei, Wie modern 
war der Nationa lsozialismus?, in: GG r9 (1993), S, 367-387, an. Im Unrer-
·chi ed zu Frei bin ich allerdi ngs der Mei nung, dass beide Begri ffe nicht mir 
»erhi ·chen Normen und po l irischen Normen « aufgeladen, sondern wertfrei 
verwa ndt werden soll ten. Mi ndesrens der Begriff •Modeme< macht nur Sinn , 
wenn er offen blei bt für die »Verwerfu ngen«, die »janusgesichrigkeit der Mo-
derne « (Derlef Peukerr). 
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Dimension. Der Gesa mtkomplex a n po litisch-ideologischen Prämissen, an 
sozialö konomischen Ra hmenbedingungen und sysremeigencr Logik muss 
immer mitbedacht werden - und da wa r das NS-Arbeitsrecht zweifellos eine 
Sackgasse. Eine Sackgasse wa r es weniger, weil es improvisiert war. >Modem e< 
und Pragmatismus, elastische Anpass ung an neue Verhä ltn isse schließen sich 
nicht aus. Eine Sackgasse wa r das NS-Arbeitsrecht, weil es integra ler Bestand-
teil eines politischen Systems war, das auf Selbstzerstörung angelegt war. Dass 
das NS-Arbeitsrecht in se inen zentralen Bestandteilen und namentlich seinen 
Prämissen nicht als >modern < zu klassifi zieren ist , zeigt sich schließ lich daran, 
dass heute, im bundesdeutschen Arbeitsrecht, trotz lä nge rer Nachw irkungen 
das Gemeinscha fts-Ideologem weitgehend ad acta gelegt ist und durch eine 
moderne Tarifpo liti k ersetzt wurde, di e nicht eine fi kt ive sozia lharmo nische 
Volksgemeinschaft zur Vo raussetzu ng nimmt, a lso a utoritä re H errschaftsver-
hältni sse kaschiert, sondern die vo rhandenen Interessengegensä tze zum Aus-
gangspunkt nimmt, sie zu immer neuen Komprom issen vertraglich aushan-
delt. 

N icht nur die Gemeinscha fts-Ideologie, auch der staatliche Zentra lismus, 
die auto ritä re Regulierung der Ta rifverhä ltnisse, w ie sie im Dritten Reich ver-
sucht wurde, hat sich a ls dysfunktio na l erwiesen. Die »T ätigkeit der Sach-
na hen « heute, al so der a utonomen Tarifparteien, (heißt es in einem Rechts-
gutachten des vormaligen Präsidenten des Bundesa rbeitsgerichts Gerhard 
Mü ller, das dieser M itte der achtziger Jahre im Auftrag des Bundesarbeits-
ministeriums erstell te, m. E. vö llig zu Recht) sei nicht nur aus demokratie-
theoretischen Grü nden zu fö rdern. M it ihr erfolge a ußerdem »in erheblichem 
Ausmaß eine Staatsentlastung.« Andernfalls wä re der Sta at für a ll e Details des 
»Lebenstatbestandes der a bhängigen Arbeit « zus t~indig, bis hin zu den d if-
fiz il en Fragen der Entge ltregelung nach Branchen, Regionen etc. Dies sei nicht 
sinnvoll : »Die Tätigkeit des Treuhänders der Arbeit in der nationalsozia list i-
schen Z eit ha t hinlänglich gezeigt, daß der Staa t damit überfordert ist. «33 

Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Rüdiger Hachtmann 

3 3 Gerhard M üller, Arbeirskampf und Arbeirska rnpfrechr, insbesondere d ie Neur-
ra li rür des Sraa res und verfa hrensrcchrliche Fragen. Gurachren im Auftrag des 
Bundesrninisrers fü r Arbeit und Sozia lordnung, Bonn o .J. ( t 985), S. 50. 
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